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U m S C H AU

Freihandelszone statt Wirtschaftsgemeinschaft?
Prof. Dr. Andreas Predöhl, Hamburg

D ie lebhafte Diskussion, die die Äußerung des 
Bundeskanzlers in Skandinavien zur Frage der 

europäisdien Integration ausgelöst hat, leidet un ter 
einer bedenklidien Unklarheit. W enn man meint, daß 
man die p o l i t i s c h e  Integration als solche erst 
einmal auf die lange Bank sdiieben sollte, so gibt es 
dafür gute Gründe. Die wirtsdiaftliche Integration hat 
nicht unm ittelbar mit der politisdien Integration zu 
tun. Sie ist zum mindesten, soweit sie über die V er­
träge von Rom nicht hinausgeht, nicht von ihr ab­
hängig. Betont man die politisdie Integration im Zu­
sammenhang mit der w irtsdiaftlidien zu stark, so 
läuft man Gefahr, den Fortschritt der w irtsdiaftlidien 
Integration zu beeinträchtigen. So erw ünsdit die poli­
tische Integration ist, sie ist nidit eilig. Auch der 
Deutsche Zollverein von 1834 hat fast 40 Jah re  auf die 
deutsche Einheit warten lassen.

Gefährlich aber wird die Sache, wenn man die w i r t ­
s c h a f t s p o l i t i s c h e  Integration zugunsten einer 
bloß freihändlerischen verwässern will. Und das Spiel 
mit der EFTA läßt befürchten, daß es solche Auffas­
sungen gibt. Die EFTA ist von ganz anderer S truktur 
als die EWG. Während die EWG nach den V erträgen 
von Rom als wirtschaftspolitische Union konstru iert 
ist, ist die EFTA eine bloße freihändlerische Zone. Mit 
Freihandelszonen und Zollvereinen aber kann  man 
keine Integration mehr betreiben. Seit in der Depression 
von 1931 der automatische Konjunkturzyklus durch 
eine aktive Konjunkturpolitik abgelöst und der Gold­
währungsmechanismus durch eine autonome Geld- und 
Kreditpolitik ersetzt worden ist, bedarf es für die 
M aximierung des Sozialprodukts außer dem Freihan­
del der Vollbeschäftigungspolitik. Es spukt zwar noch 
in manchen Köpfen die Vorstellung, man könne zu 
Freihandel alten Stils und Goldwährung zurückkehren, 
die ja  die ganze Welt durch den Marktmechanismus 
integriert hatten. Diese Vorstellung übersieht aber, 
daß dieser Marktmechanismus nicht von ungefähr der 
aktiven Konjunkturpolitik Platz gemacht hat, daß er 
vielm ehr an der Entartung seiner Voraussetzungen, 
die schließlich zu lang dauernder Arbeitslosigkeit 
führte, unwiderruflich zugrunde gegangen ist.

Freihandel und sein Korrelat, die freie K onvertibilität 
der W ährungen, sind nun aber bei stabilen W echsel­
kursen nur möglich, wenn die Vollbeschäftigungs­
politik der einzelnen Staaten aufeinander abgestimmt

wird. Da eine solche Abstimmung der Konjunktur­
politik im W eltrahm en utopisch ist, b ietet sie sich im 
regionalen, europäischen Rahmen an. Dies um so 
mehr, als eine solche wirtschaftspolitische Integration 
einer begrenzten Anzahl einander ähnlicher, eng auf­
einander angewiesener Volkswirtschaften nicht nur 
möglich, sondern sogar erforderlich ist. Im Gegensatz 
zur W irtschaft der USA und der UdSSR, die in ihren 
riesigen Staatsräumen vom Zerfall der W eltwirtschaft 
in autonom gesteuerte Volkswirtschaften nur wenig 
berührt worden sind, ist ja  die europäische W irtschaft 
kreuz und quer zerrissen worden. Es gilt, ihr die 
Stellung wiederzugeben, die die amerikanische und 
die sowjetische überhaupt nicht verloren haben. Das 
ist der Sinn der europäischen w i r t s c h a f t s p o l i ­
t i s c h e n  Integration, die damit eine notwendige 
Zwischenstufe zur globalen Neuordnung der W elt­
wirtschaft ist.

Da nun aber dringlich geboten ist, die räumlich be­
schränkte EWG durch Aufnahme der EFTA-Länder zu 
erweitern, bietet sich noch ein Kompromiß an: Man 
könnte unter voller Aufrechterhaltung der wirtschafts­
politischen Integration der EWG eine f r e i h ä n d l e r i -  
s c h e  A s s o z i a t i o n  der Randländer konzedieren. 
Da die Schalthebel der Konjunkturpolitik wie früher 
die Triebkräfte des Konjunkturzyklus in den industri­
ellen Kernländem liegen, die Randländer also eine 
autonome Konjunkturpolitik ohnehin nur in beschränk­
tem Ausmaß betreiben können, w äre die einheitliche 
Konjunkturpolitik auch ohne sie gesichert. England 
aber müßte sich als Industriekernland der EWG in 
vollem Umfang einfügen, wenn die Integration über­
haupt einen Sinn haben soll. Es hat auch nichts dabei 
zu verlieren, was es nicht schon verloren hat, aber 
Entscheidendes zu gewinnen, wahrscheinlich das Ende 
seiner ständigen Zahlungsbilanzkalamitäten. W enn 
man will, könnte man den M itgliedern des Common­
wealth ähnliche Vorteile gewähren, wie sie heute die 
Mitglieder der Communauté Française genießen. Das 
w äre ein w eiterer Schritt zum globalen Freihandel, 
wie er ohnehin der EWG bei voller Aufrechterhaltung 
ihrer wirtschaftspolitischen Integration angemessen ist 
und wie er in der Kennedy-Runde schon angestrebt 
wird. Nicht genug aber kann man vor einem Rückfall 
in veraltete Freihandelsvorstellungen warnen. Frei­
handel ja, aber nur in Verbindung mit wirtschafts­
politischer Integration.
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